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VERFOLGT, VERTRIEBEN ... HEIMATLOS  
Das Ende der deutschen Siedlung in Ost-Mitteleuropa 
Band IV/03 
 
 
Territoriale Entscheidungen und politische Vereinbarungen der Siegermächte, interna-
tionale Pressemeldungen sowie sonstige Publikationen von Dezember 1944 bis Dezember 
1945 
10.12.1944 
De Gaulle (provisorischer französischer Regierungschef) und Bidault (französischer Außen-
minister) schließen in Moskau einen französisch-sowjetischen Bündnisvertrag (Laufzeit: 20 
Jahre).  
Da de Gaulle die Anerkennung des kommunistischen Lubliner Komitees ablehnt, verweigert 
Stalin die Abtrennung des Rheinlandes und des Ruhrgebietes. De Gaulle stimmt aber der 
Oder-Neiße-Linie zu und akzeptiert damit, daß Ostpreußen, Schlesien, Ostpommern und Ost-
brandenburg an Polen fallen sollen (x041/136). 
15.12.1944 
Vor dem britischen Unterhaus billigt Churchill eine Ausweitung der polnischen Grenzen nach 
Westen (mit einer Ostseeküste von 200 Meilen) und die totale Austreibung dieser Deutschen 
(x024/105): >>... Die Umsiedlung von mehreren Millionen Menschen müßte von Osten nach 
dem Westen oder Norden durchgeführt werden, ebenso die Vertreibung der Deutschen - denn 
das wurde vorgeschlagen: völlige Vertreibung der Deutschen - aus den Gebieten, die Polen im 
Westen und Norden gewinnt. Denn die Vertreibung ist, soweit wir in der Lage sind, es zu 
überschauen, das befriedigendste und dauerhafteste Mittel. Es wird keine Mischung der Be-
völkerung geben, wodurch endlose Unannehmlichkeiten entstehen, wie z.B. im Fall Elsaß-
Lothringen. Reiner Tisch wird gemacht werden.  
Mich beunruhigt die Aussicht des Bevölkerungsaustausches ebensowenig wie die großen Um-
siedlungen, die unter modernen Bedingungen viel leichter möglich sind als je zuvor. ... Ich 
sehe auch nicht ein, warum in Deutschland kein Platz für die Bevölkerung Ostpreußens und 
der anderen von mir erwähnten Gebiete sein sollte.<< 
17.12.1944 
Tomasz Arciszewski (Ministerpräsident der polnischen Exilregierung) antwortet Churchill.  
Er verlangt Ostpreußen, Oberschlesien und Teile von Pommern für Polen, wünscht jedoch 
weder Breslau noch Stettin und keine Westgrenze, die 8 bis 10 Millionen Deutsche in Polen 
lassen würde (x039/227).  
Arciszewski erklärt ferner in einem Bericht der "Sunday Times" (x035/331): >>... Wir wollen 
die Grenze nicht so weit nach Westen ausdehnen, daß wir bis 10 Millionen Deutsche aufneh-
men müssen. Wir wollen Breslau und Stettin nicht.<< 
18.12.1944  
Das kommunistische Lubliner Komitee veröffentlicht am 18. Dezember 1944 in der "Prawda" 
die bisher umfangreichsten Gebietsforderungen (x024/116).  
Mit Breslau und Stettin fordert man sogar große Gebiete westlich der Oder (die spätere Oder-
Neiße-Linie). Stalin unterstützt diese polnischen Gebietsansprüche.  
US-Außenminister Stettinius (Nachfolger von Cordell Hull) erklärt am 18. Dezember 1944, 
daß die nordamerikanische Regierung alle Grenzregelungen bis zum Kriegsende vertagen 
wird (x040/254).  
Stettinius erklärt jedoch bereits am 18. Dezember 1944 in einer offiziellen Mitteilung (x028/-
33): >>Wenn Regierung und Volk von Polen beschließen, im Interesse des polnischen Staates 
nationale Gruppen umzusiedeln, wird die Regierung der Vereinigten Staaten in Zusammenar-
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beit mit anderen Regierungen Polen nach Möglichkeit dabei unterstützen. ...<< 
Der nordamerikanische Diplomat und Historiker George F. Kennan (1904-2005, Berater des 
US-Botschafters Harriman in Moskau) schreibt später in einem Memorandum über die ge-
plante Verschiebung der deutschen Ostgrenze (x028/71-72): >>... Es macht jeden Glauben an 
ein freies und unabhängiges Polen unrealistisch. Es richtet in Mitteleuropa eine Grenze auf, 
die sich nur verteidigen läßt, wenn an ihrer ganzen Länge dauernd starke Truppenverbände 
unterhalten werden.  
Es macht die Lösung der wirtschaftlichen und sozialen Probleme im restlichen Deutschland 
außerordentlich schwierig - trotz Churchills nicht überzeugender Zuversicht, es werde nicht 
schwerfallen, in Deutschland für 6 Millionen Menschen eine neue Heimat zu finden (übrigens 
halte ich die Zahl für zu niedrig).  
Mit anderen Worten erschwert es eine Stabilisierung der Verhältnisse gerade in den Teilen 
Deutschlands, die für die atlantische Gemeinschaft besonders wichtig sind, und kann sich also 
nur zu unsren und der Briten Ungunsten auswirken. 
Die Verwirklichung dieses Plans mag sich nicht verhindern lassen, ... aber ich glaube, das es 
geboten wäre, ihn für das zu nehmen, was er ist, und unsere Überlegungen über die Zukunft 
Europas danach einzurichten. Vor allem aber sehe ich keinen Grund für uns, die Mitverant-
wortung für die Komplikationen zu übernehmen, die unausweichlich daraus entstehen müs-
sen.<<  
21.12.1944 
Der französische Außenminister Bidault bestätigt, daß die französische Regierung mit der ge-
planten Abtretung der preußischen Provinzen Ostpreußen, Ostpommern und Schlesien einver-
standen ist (x040/254). 
12.01.1945 
Das US-Außenministerium schlägt folgende Aufteilung der deutschen Ostgebiete vor (x039/-
227): Nordostpreußen an Rußland, Restostpreußen, Danzig und die Nordostspitze Pommerns 
sowie den Regierungsbezirk Oberschlesien an Polen (54.390 qkm). 
01.02.1945 
Während der nordamerikanisch-britischen Vorbesprechung in Jalta einigen sich die Außenmi-
nister Stettinius und Eden am 1. Februar 1945, zunächst keine sowjetisch-polnischen Grenz-
forderungen (Görlitzer Neiße) anzuerkennen (x028/72-73): >>... Schon die Grenze am Oder-
verlauf würde Polens Aufnahmefähigkeit schwer belasten und die ungeheuren Schwierigkei-
ten vergrößern, die mit der Umsiedlung von Millionen Deutschen entstehen. ...  
Wir sollten uns nachdrücklich den Bestrebungen widersetzen, die polnische Grenze bis an die 
Oder-Linie oder an die Oder-Neiße-Linie vorzuschieben.<< 
Am 1. Februar 1945 wird Churchill durch Außenminister Eden über die Besprechung mit US-
Außenminister Stettinius informiert (x028/102): >>... Die Abtretungen, auf die wir uns mit 
den Amerikanern geeinigt haben, (würde) die Umsiedlung von 2,5 Millionen Deutschen be-
deuten.<<  
Ferner meint Stettinius, "daß die Ausdehnung Polens an die Oder ohne Breslau und Stettin 
weitere zweieinhalb Millionen, eine Grenze an der westlichen Neiße mit Breslau und Stettin 
dazu noch dreieinviertel Millionen Menschen betreffen werde" (x028/102). 
05.02.1945 
Boleslaw Bierut teilt in Warschau mit, daß die polnische Regierung in den deutschen Reichs-
gebieten ostwärts der Oder-Neiße-Linie die Zivilverwaltung übernommen hat (x039/228). 
11.02.1945 
Die "Großen Drei", Churchill, Roosevelt und Stalin, beenden am 11.02.1945 auf der Halbinsel 
Krim die "Jalta-Konferenz".  
Im Verlauf der "Jalta-Konferenz" fassen die "Großen Drei" vom 4. bis zum 11. Februar 1945 
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z.B. folgende Beschlüsse:  
1. Zerstückelung des Deutschen Reiches und Aufteilung in 4 Besatzungszonen (die französi-
sche Besatzungszone wird von Churchill durchgesetzt).  
2. In einem Geheimprotokoll werden die deutschen Reparationen festgelegt (Gesamthöhe = 
mindestens 20 Milliarden US-Dollar, von denen die Sowjetunion 50 % erhalten soll. In einem 
Geheimprotokoll wird ferner vereinbart, daß die Sowjets deutsche Arbeitskräfte in die So-
wjetunion "schaffen" können (x001/79E, 041/137).  
3. Geheimabkommen über den sowjetischen Kriegseintritt gegen Japan und Überlassung der 
Kurilen und Süd-Sachalin.  
4. Festlegung einer Gründungscharta für die "Vereinten Nationen" (jedes Mitglied des Sicher-
heitsrates erhält im Konfliktfall ein Vetorecht und hat damit Möglichkeiten, die Handlungsfä-
higkeit der UNO zu blockieren).  
5. Stalin verpflichtet sich, in Polen freie und uneingeschränkte Wahlen zu gestatten. 
6. Die Curzon-Linie wird zwar als polnische Ostgrenze bestätigt, aber Churchill und Roose-
velt treffen in Jalta noch keine verbindlichen Entscheidungen über die polnischen Westgren-
zen und den Zeitpunkt der Vertreibung. Sie erkennen jedoch bereits grundsätzlich an, daß Po-
len zu Lasten der deutschen Ostgebiete entschädigt und die deutsche Bevölkerung umgesiedelt 
werden muß. Churchill erklärt am 7. Februar 1945 zur "Aussiedlung" der Ostdeutschen, daß 6 
Millionen Vertriebene vielleicht gehandhabt werden könnten, aber alles was darüber hinaus-
gehen würde, wäre nicht zu bewältigen (x020/59).  
Churchill bemerkt später zu den Gebietsforderungen (x028/73): >>... (Es) wäre ... höchst be-
dauerlich, wenn man die polnische Gans dermaßen mit deutschem Futter mäste, daß sie an 
Verdauungsbeschwerden eingehe ...<< 
Stalin stellt daraufhin fest, daß es bei den "Umsiedlungen" der Deutschen keine großen Pro-
bleme geben würde, denn in den fraglichen Gebieten würden sich ohnehin keine Deutschen 
mehr aufhalten, da die meisten Deutschen bereits vor der Roten Armee in den Westen geflo-
hen seien (x028/103).  
US-Präsident Roosevelt beteiligt sich fast gar nicht an den Grenzdiskussionen. Er bestätigt 
nur, daß Polen auf Kosten des Deutschen Reiches entschädigt werden soll, lehnt die polnische 
Grenzverlagerung bis zur Görlitzer Neiße jedoch ab. Für die anstehenden Vertreibungen der 
Ostdeutschen hat der todkranke nordamerikanische Präsident kein einziges Wort übrig.  
US-Präsident Roosevelt widersetzt sich am 8.02.1945 der polnischen Gebietsforderung (pol-
nische Westgrenze = Lausitzer Neiße). Er hält jedoch die Oder-Linie für tragbar. Churchill 
schließt sich dieser Auffassung an und spricht sich für die Umsiedlung aller Deutschen aus 
diesen Gebieten aus (x039/228). 
Die Organisation bzw. Durchführung der gigantischen Massenaustreibungen und die bereits 
beschlossene Vertreibung von über 3,0 Millionen Sudetendeutschen werden während der 
Konferenz von Jalta nicht erwähnt.  
Die endgültige Festlegung der polnischen Westgrenze wird zwar zurückgestellt, aber durch 
die indirekte Anerkennung der Oder-Linie treffen die Westmächte frühzeitig verhängnisvolle 
Vorentscheidungen. 
Stalin ist spätestens nach der Jalta-Konferenz davon überzeugt, daß die westlichen Verbünde-
ten auch zukünftig keine ernsthaften Probleme bereiten werden, obwohl die Nordamerikaner 
und Briten die völkerrechtswidrigen Deportations- und Vertreibungspläne der Sowjets, Polen 
und Tschechen hinlänglich kennen. Der sowjetische Diktator nutzt diese gleichgültige Dul-
dung bzw. indirekte Zustimmung der Anglo-Amerikaner anschließend im Verlauf der "sowje-
tischen Befreiungsmission" gewissenlos aus, um die "deutsche Ostsiedlung" endgültig und 
radikal zu liquidieren.  
Die "Krim-Konferenz" endet sinnigerweise mit einer "Erklärung über das befreite Europa". In 
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dieser Botschaft sichert man allen Völkern z.B. die "freie Wahl" der Regierungsform zu.  
In der Jalta-Schlußerklärung vom 11. Februar 1945 heißt es (x114/2.123): >>Es ist unser un-
beugsamer Wille, den deutschen Militarismus und Nationalsozialismus zu zerstören und dafür 
Sorge zu tragen, daß Deutschland nie wieder imstande ist, den Weltfrieden zu zerstören. ...  
Es ist nicht unsere Absicht, das deutsche Volk zu vernichten. Aber nur dann, wenn der Natio-
nalsozialismus und Militarismus ausgerottet sind, wird für die Deutschen Hoffnung auf ein 
würdiges Leben und einen Platz in der Völkergemeinschaft bestehen.<<  
Der nordamerikanische Völkerrechtler und Historiker Dr. Alfred M. de Zayas schreibt später 
über die Konferenz von Jalta (x028/72,76): >>Heute weiß jeder politische Amateur, daß Sta-
lin das Spiel der Machtpolitik viel besser beherrschte als die Leiter der westlichen Demokrati-
en, die sich in den Jahren der Zusammenarbeit niemals vorstellten, in welchem Ausmaß viele 
ihrer Kriegsziele unerfüllt bleiben würden.  
Vor allem da, wo es um Polens Grenzen und seine Zukunft als freies Land ging, wurde reich-
lich viel Vertrauen an Stalin verschwendet. So war und blieb es Präsident Roosevelts ständige 
Taktik, z.B. klare Entscheidungen über Grenzziehungen auf die Zeit nach Beendigung der 
Feindseligkeiten hinauszuschieben.  
Weil man es versäumte Stalins Ehrgeiz rechtzeitig Einhalt zu gebieten, kam es zur Versetzung 
der sowjetisch-polnischen Grenze nach Westen und schließlich zur Diskussion über die neue 
polnisch-deutsche Grenze. Da man von Stalin nie eine bindende Verpflichtung verlangte, 
blieb ihm natürlich freie Hand, der von den Sowjets beherrschten polnischen Regierung einen 
viel größeren Bissen Deutschlands zu überlassen, als die Amerikaner und die Briten je bewil-
ligen wollten. ...<< 
>>... Die Weigerung, eine verbindliche Entscheidung über Polens Westgrenze zu treffen, war 
ein etwas kläglicher Versuch der westlichen Alliierten, ihre Verhandlungsposition gegenüber 
den Russen zu behaupten. ...<< 
27.02.1945 
Churchill stellt am 27. Februar 1945 während einer Debatte des britischen Unterhauses fest 
(x028/77, x039/228): >>Die 3 Mächte haben sich jetzt geeinigt, daß Polen beträchtlichen 
Landzuwachs sowohl im Norden wie im Westen erhalten soll.  
Im Norden wird es sicherlich anstelle des gefährdeten Korridors die Großstadt Danzig, den 
größeren Teil Ostpreußens westlich und südlich Königsbergs erhalten, dazu einen langen, 
breiten Küstenstreifen an der Ostsee.  
Im Westen wird es die wichtige Industrieprovinz Oberschlesien bekommen, dazu die Gebiete 
östlich der Oder, die bei der Friedensregelung vielleicht von Deutschland abgetrennt werden 
...<<  
>>... Wir haben nicht zu befürchten, daß die Aufgabe, diese neue Grenze zu halten, für Polen 
zu schwer sein wird. Ich habe selten eine Angelegenheit gesehen, die ich mit größerer Zuver-
sicht dem gesunden Urteil der Abgeordneten anempfehlen könnte. ...<< 
01.03.1945  
US-Präsident Roosevelt berichtet am 1. März 1945 in Washington über die Jalta-Konferenz 
(x028/76): >>... Im Laufe der Geschichte bildete Polen den Korridor, durch den die Angriffe 
auf Rußland erfolgten. Zweimal in dieser Generation hat Deutschland durch diesen Korridor 
gegen Rußland losgeschlagen. Damit sich das nicht wiederholt und um die europäische Si-
cherheit und den Weltfrieden zu erhalten, ist ein starkes, unabhängiges Polen notwendig.  
Die Entscheidungen im Hinblick auf Polen waren durchaus ein Kompromiß, ... der die Polen 
im Norden und Westen für das Land entschädigen soll, das sie im Osten durch die Curzon-
Linie verlieren. Bei der endgültigen Friedenskonferenz soll der Grenzverlauf für die Dauer 
festgelegt werden. Im großen und ganzen wird das neue, starke Polen einen bedeutenden An-
teil des jetzt als Deutschland bezeichneten Gebietes erhalten. ...  
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Ich bin überzeugt, daß diese Übereinkunft über Polen unter diesen Umständen die denkbar 
hoffnungsvollste Vereinbarung für einen freien, unabhängigen und blühenden polnischen 
Staat ist.<<  
Im britischen Unterhaus diskutiert man am 1. März 1945 kontrovers über das Schicksal der 
Ostdeutschen.  
Der Vorsitzende der britischen Labourpartei, Clement Attlee, erörtert die "Jalta-Beschlüsse" 
(x028/38,202): >>Sie (die Deutschen) haben die alten Schranken eingerissen, und deshalb 
sage ich, daß sie sich nicht auf das alte Europa berufen können. Falls sie sich fügen, falls sie 
wiedergutmachen müssen, haben sie kein Recht, die Grundlage der Moralgesetze zu beschwö-
ren, die sie selbst nicht beachtet haben, oder auf Mitleid und Gnade zu rechnen, die sie nie-
mals anderen zuteilwerden ließen. ...<<  
>>... Die Umschichtung der Bevölkerung zum gegenwärtigen Zeitpunkt mag sehr, sehr 
schmerzlich sein, aber vielleicht ist sie weitaus besser als ein lang hinausgezögertes Leiden 
einer Bevölkerung unter Menschen, die sie hassen.<< 
Der britische Abgeordnete Strauß warnt damals vor den Folgen dieser völkerrechtswidrigen 
Vertreibung (x028/77): >>... Wir erfahren durch den Premierminister, daß einige Teile 
Deutschlands, bestimmt aber Oberschlesien, an Polen übergehen. Ich hoffe, die Regierung 
wird sich Zeit lassen, bevor sie einem Vorschlag dieser Art zustimmt, der keinen Vorteil für 
irgendjemanden bringen kann, aber vielleicht außerordentlich gefährlich für die allgemeinen 
Aussichten auf einen dauerhaften europäischen Frieden ist.  
Mit welcher Begründung wird ein solcher Vorschlag gemacht? Er soll Polen eine Entschädi-
gung bieten. Doch die ganze Rechtfertigung der Curzon-Linie liegt darin, daß man sich 1919 
in Versailles auf sie geeinigt hat. Aber nicht nur die Curzon-Linie, auch Polens Westgrenze 
wurde in Versailles gebilligt. War die eine gerecht, mußte es wohl auch die andere sein.<<  
Der britische Abgeordnete Rhys-Davis beendet am 1. März 1945 seine unerbittliche Kritik mit 
folgenden Worten (x028/77-78): >>... Wenn die Politik der alliierten Mächte Danzig und Ost-
preußen und andere Teile von Deutschland Polen geben will, um einen neuen Staat zu schaf-
fen, weil Teile Polens andererseits Rußland gegeben werden, stellen sie sich dann auch nur 
einen Augenblick lang vor, daß sie damit einen dauerhaften Frieden in Europa schaffen? ...<< 
>>... Wir haben diesen Krieg mit großen Motiven und hohen Idealen begonnen. Wir haben die 
Atlantik-Charta veröffentlicht, sie dann bespieen und auf ihr herumgetrampelt und sie schließ-
lich auf dem Scheiterhaufen verbrannt, und nun ist nichts mehr von ihr übrig.<<  
14.03.1945 
Die provisorische polnische Regierung errichtet am 14. März 1945 in den besetzten deutschen 
Ostprovinzen die neuen Verwaltungsbezirke bzw. Woiwodschaften Masuren, Pommern, Nie-
der- und Oberschlesien (sowie Danzig am 20.03.1945, Dekret vom 30.03.1945) und sorgt 
frühzeitig für vollendete Tatsachen (x039/228).  
Die Nordamerikaner legen danach in Moskau zwar Protest ein, aber Stalin erwidert besch-
wichtigend, daß diese Handlungen absolut nichts mit der endgültigen Grenzziehung zu tun 
hätten. Obwohl man in Warschau schon offiziell von den "Wiedergewonnenen Gebieten" 
spricht, geben sich die Nordamerikaner mit Stalins Antwort zufrieden. 
06.04.1945  
Die US-Regierung fordert Stalin noch einmal auf, den Status der russisch besetzten Gebiete in 
Ostpreußen, Danzig, Schlesien und in Pommern zu erläutern (x039/228). 
17.04.1945 
Die nordamerikanische Regierung erhält am 17. April 1945 eine sowjetische Antwortnote 
(x039/228): >>Es sind (in Ostdeutschland) keine Grenzregulierungen getroffen, nur örtliche 
polnische Verwaltungsstellen eingerichtet.<< 
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07.05.1945 
Da Eisenhowers Haltung unerbittlich bleibt, unterzeichnen Generaloberst Alfred Jodl (Chef 
des OKW), Generaladmiral Hans-Georg von Friedeburg (Oberbefehlshaber der Kriegsmarine) 
und General Wilhelm Oxenius (Luftwaffe) am 7. Mai 1945, um 2.41 Uhr, die "be-
dingungslose" deutsche Gesamtkapitulation (in Kraft ab 9.05.1945, 0.01 Uhr).  
General Eisenhower, der sich bis zum Schluß starrsinnig weigert, persönlich mit den Deut-
schen zu verhandeln, schreibt später in seinen Memoiren "Kreuzzug in Europa" (x106/432): 
>>Als Admiral von Friedeburg am 5. Mai in Reims eintraf, erklärte er, er möchte eine Reihe 
von Punkten klären. Für uns führte mein Chef des Stabes, General Smith, die Verhandlungen. 
Dieser teilte Friedeburg mit, daß es keinen Sinn habe, über irgend etwas zu debattieren, da wir 
nur eine bedingungslose Kapitulation entgegennehmen würden. Friedeburg gab vor, er sei 
nicht ermächtigt, ein solches Dokument zu unterzeichnen. ... 
Uns war klar, daß die Deutschen Zeit gewinnen wollten, um möglichst viele deutsche Solda-
ten, die noch im Felde standen, hinter unsere Linien bringen zu können. Ich trug General 
Smith auf, er solle Jodl sagen, ich würde den Durchgang weiterer deutscher Flüchtlinge unter 
Gewaltanwendung verhindern, wenn sie nicht augenblicklich mit ihrer Vorspiegelungs- und 
Verzögerungstaktik aufhörten. 
Ich hatte es satt, mich dauernd hinhalten zu lassen. Schließlich setzten Jodl und Friedeburg 
einen Funkspruch an Dönitz auf, worin sie um Vollmacht zur Unterzeichnung einer bedin-
gungslosen Kapitulation baten, die 48 Stunden später in Kraft treten sollten. Hätte ich das 
noch länger mitgemacht, so hätten die Deutschen immer wieder eine Ausrede gefunden. ... 
Dönitz sah schließlich ein, daß er sich fügen mußte, und so unterzeichnete Jodl am 7. Mai um 
2.41 Uhr die Kapitulation. Am 8. Mai um Mitternacht sollten alle Feindseligkeiten eingestellt 
werden. ... << 
Nach der Kapitulationsanerkennung erklärt Generaloberst Alfred Jodl im nordamerikanischen 
Hauptquartier (x027/425): >>Herr General, mit dieser Unterzeichnung sind das deutsche Volk 
und die deutsche Wehrmacht auf Gedeih und Verderb dem Sieger ausgeliefert. ... In dieser 
Stunde bleibt mir nichts, als auf die Großmut des Siegers zu hoffen.<<  
Angesichts der feindseligen Haltung der Sieger, die verächtlich schweigen, salutiert die deut-
sche Delegation und kehrt sofort nach Flensburg zurück. 
Im Artikel 1 der Kapitulationsurkunde heißt es (x063/602): >>... (daß die) hier Unterzeichne-
ten ... im Auftrag des Oberkommandos der Deutschen Wehrmacht handeln.<<  
Die Gesamtkapitulation war demnach rein militärischer Natur und keine politische Übergabe 
des gesamten deutschen Staatswesens, denn nicht die politischen Machthaber des Deutschen 
Reiches, sondern die Oberbefehlshaber der deutschen Wehrmacht unterzeichneten die Kapitu-
lationsurkunde. 
Mit dieser Kapitulation verhindert die deutsche Wehrmacht wahrscheinlich unwissentlich den 
Abwurf der ersten Atombombe auf ein Ziel in Deutschland (x090/296).  
08.05.1945  
Der britische Rundfunk meldet die bedingungslose Kapitulation der Wehrmacht: 
>>DEUTSCHLAND IST EIN UNTERWORFENES, EROBERTES LAND! << 
Churchills Kommentar lautet damals (x111/12): >>Die bedingungslose Kapitulation unserer 
Feinde war das Signal für den größten Freudenausbruch in der Geschichte der Menschheit.<< 
Die US-Regierung protestiert wieder gegen die eigenmächtige Errichtung von polnischen Be-
satzungszonen (x001/109E): >>In der amerikanischen Note vom 8. Mai 1945 wurde erklärt, 
daß die Warschauer Regierung in den ostdeutschen Gebieten bereits ihren vollständigen 
Staatsapparat errichtet und ihre Gesetze in Kraft gesetzt habe, daß ferner bereits eine Umsied-
lung von Polen in diese Gebiete begonnen habe und offensichtlich eine noch weitere Ausdeh-
nung der polnischen Verwaltung in Ostdeutschland geplant sei.  
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Diese Maßnahmen seien einseitige Handlungen ohne vorherige Beratung und verstießen ge-
gen die Grundsätze, die in Jalta über die Kontrolle und Besetzung Deutschlands aufgestellt 
worden seien.<< 
Stalin erwidert daraufhin beschwichtigend, daß diese Maßnahmen nichts mit der endgültigen 
Grenzziehung zu tun hätten.  
Erich Kästner (1899-1974, Schriftsteller) kritisiert die zwielichtige Außenpolitik der Alliierten 
(x111/13): >>Wer hat denn, als längst der Henker bei uns öffentlich umging, mit Hitler pak-
tiert? Das waren nicht wir. ...  
Wer hat denn Konkordate (Verträge zwischen Staat und der katholischen Kirche) abgeschlos-
sen? Handelsverträge unterzeichnet? Diplomaten zur Gratulationscour und Athleten zur 
Olympiade nach Berlin geschickt?  
Wer hat denn den Verbrechern die Hand gedrückt statt den Opfern?  
Wir nicht, meine Herren Pharisäer!<< 
09.05.1945  
Da Stalin ausdrücklich die Wiederholung der deutschen Kapitulationserklärung verlangt, un-
terzeichnen Generalfeldmarschall Wilhelm Keitel (Chef des OKW), Generaladmiral von Frie-
deburg (Oberbefehlshaber der Kriegsmarine) und Generaloberst Hans-Jürgen Stumpff (stell-
vertretender Oberbefehlshaber der Luftwaffe) um 0.16 Uhr die militärische Kapitulationsur-
kunde im sowjetischen Hauptquartier in Berlin-Karlshorst. 
Die militärische Kapitulationsurkunde lautet wie folgt (x092/927): >>1. Wir, die hier Un-
terzeichneten, die wir im Auftrage der Deutschen Wehrmacht handeln, übergeben hiermit be-
dingungslos dem Obersten Befehlshaber der Alliierten Expeditionsstreitkräfte und gleichzeitig 
dem Oberkommando der Roten Armee alle gegenwärtig unter deutschem Befehl stehenden 
Streitkräfte zu Lande, zu Wasser und in der Luft.<<  
Die deutsche Gesamtkapitulation tritt unverändert am 9. Mai 1945 um 0.01 Uhr in Kraft. An 
allen deutschen Frontabschnitten (mit Ausnahme der Tschechoslowakei) ruhen die Waffen.  
Nach der Kapitulation verkündet Stalin in einer Rundfunkansprache, daß die deutsche Einheit 
erhalten werden soll und es keine Zerstückelung des Deutschen Reiches geben wird (x040/-
285). 
11.05.1945 
Die französische Nachrichtenagentur "AFP" meldet am 11. Mai 1945, daß die militärische 
Besetzung Deutschlands in der Hauptsache nach dem Morgenthau-Plan erfolgen soll (x043/-
31): >>Zertrümmerung des deutschen Industriestaates 
Die militärische Besetzung durch die Truppen der USA, Großbritanniens, der Sowjetunion 
und Frankreichs erfolgt nach den Plänen des amerikanischen Finanzsekretärs Morgenthau, der 
das hochindustrialisierte Deutschland zu einem reinen Agrarstaat machen will. 
Für die amerikanische Besatzungszone gelten folgende Richtlinien: Vollständige Entwaffnung 
der Deutschen, Ausschaltung der Rüstungsbetriebe, Überführung der deutschen Industrieein-
richtungen nach den von den Nationalsozialisten verwüsteten europäischen Ländern, Aufstel-
lung deutscher Arbeiterbataillone für den Wiederaufbau der verwüsteten Gebiete, Beschlag-
nahme der deutschen Patente, Kontrolle über die Finanzoperationen der deutschen Banken, 
Aufteilung des deutschen Großgrundbesitzes in Bauernhöfe, Lieferungen von Rohstoffen nach 
den alliierten Ländern, Verbot des Baues von Flugzeugen, Beschränkung der deutschen Indu-
strieproduktion, Kontrolle der örtlichen Verwaltungen, Rückführung der während des Krieges 
geraubten Güter, Schadenersatz usw.<< 
12.05.1945 
Churchill sendet ein Telegramm an US-Präsident Truman (x043/98): >>Die Lage in Europa 
beunruhigt mich zutiefst. ... Es liegt offen zutage, daß unsere Macht auf dem europäischen 
Kontinent binnen kurzem dahinscheiden wird. ... Ich habe mich stets um die Freundschaft der 
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Russen bemüht; aber ihre falsche Auslegung der Jalta-Beschlüsse, ihre Haltung gegen Polen, 
ihr überwältigender Einfluß auf dem Balkan, ... vor allem ihre Fähigkeit, lange Zeit große 
Armeen im Felde stehen zu lassen, beunruhigen mich. ...  
Ein eiserner Vorhang ist vor ihrer Front niedergegangen. Was dahinter vorgeht wissen wir 
nicht. Es ist kaum zu bezweifeln, daß der gesamte Raum östlich der Linie Lübeck - Triest - 
Korfu schon binnen kurzem völlig in sowjetischer Hand sein wird. General Eisenhower wird 
alle nur möglichen Maßnahmen treffen müssen, um eine 2. Massenflucht der Deutschen nach 
Westen zu verhindern, wenn dieser enorme moskowitische Vormarsch ins Herz Europas er-
folgt. ... Damit werden uns russisch besetzte Territorien von vielen hundert Kilometern Tiefe 
wie ein breites Band von Polen abschneiden.<< 
24.05.1945   
Die polnische Regierung erläßt ein Dekret über die Verwaltung der "Wiedergewonnenen Ge-
biete" und unterstellt die deutschen Ostgebiete den Organen des polnischen Staates (x001/-
108E). 
04.06.1945 
Churchill warnt die US-Regierung vor Stalins Einflußnahme in Westeuropa und lehnt die 
Übergabe Mitteldeutschlands ab (x118/29): >>Ich sehe dem im Mittelabschnitt unserer Front 
beabsichtigten Rückzug der amerikanischen Armee auf unsere Zonengrenzen mit größtem 
Unbehagen entgegen, ist doch der Vormarsch der Sowjetmacht ins Herz Westeuropas und die 
Senkung eines eisernen Vorhangs zwischen uns und dem ganzen Osten verbunden.  
Ich hatte gehofft, dieser Rückzug würde, falls er überhaupt erfolgen muß, von der Regelung 
vieler wesentlicher Dinge begleitet sein, die allein eine echte Grundlage des Weltfriedens dar-
stellen könnten. Noch ist nichts von Bedeutung geregelt.<<  
05.06.1945 
Mit der "Berliner Deklaration" vom 5. Juni 1945 wird die deutsche Regierungsgewalt offiziell 
beendet und an die 4 Militärgouverneure der alliierten Siegermächte (Eisenhower, Montgome-
ry, Shukow und de Lattre de Tassigny) übertragen.  
Die Aufteilung in 4 Besatzungszonen erfolgt nach den Grenzen des Deutschen Reiches von 
1937. Berlin wird in 4 Sektoren eingeteilt. Die oberste Regierungsgewalt übt ein Kontrollrat 
der 4 alliierten Oberbefehlshaber (Sitz in Berlin) aus, der damit die Verantwortung für die 
Aufrechterhaltung der Ordnung und für die Verwaltung des Landes übernimmt (Übernahme 
der "absoluten Autorität").  
In der Erklärung der Siegermächte vom 5. Juni 1945 heißt es (x101/185):  
>>Erklärung   
In Anbetracht der Niederlage Deutschlands und der Übernahme der obersten Regierungsge-
walt hinsichtlich Deutschlands durch die Regierungen des Vereinigten Königreichs, der Ver-
einigten Staaten von Amerika und der Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken und 
durch die Provisorische Regierung der Französischen Republik ... 
Die deutschen Streitkräfte zu Lande, zu Wasser und in der Luft sind vollständig geschlagen 
und haben bedingungslos kapituliert, und Deutschland, das für den Krieg verantwortlich ist, 
ist nicht mehr fähig, sich dem Willen der siegreichen Mächte zu widersetzen. Dadurch ist die 
bedingungslose Kapitulation Deutschlands erfolgt, und Deutschland unterwirft sich allen For-
derungen, die ihm jetzt oder später auferlegt werden. 
Es gibt in Deutschland keine zentrale Regierung oder Behörde, die fähig wäre, die Verantwor-
tung für die Aufrechterhaltung der Ordnung, für die Verwaltung des Landes und für die Aus-
führung der Forderungen der siegreichen Mächte zu übernehmen.  
Unter diesen Umständen ist es notwendig, unbeschadet späterer Beschlüsse, die hinsichtlich 
Deutschlands geschlossen werden mögen, Vorkehrungen für die Einstellung weiterer Feindse-
ligkeiten seitens der deutschen Streitkräfte, für die Aufrechterhaltung der Ordnung in 
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Deutschland und für die Verwaltung des Landes zu treffen und die sofortigen Forderungen zu 
verkünden, denen Deutschland nachzukommen verpflichtet ist. 
Die Vertreter der obersten Kommandobehörden des Vereinigten Königreichs, der Vereinigten 
Staaten von Amerika, der Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken und die Provisorische 
Regierung der Französischen Republik, im folgenden "Alliierte Vertreter" genannt, die mit der 
Vollmacht ihrer betreffenden Regierungen und im Interesse der Vereinten Nationen handeln, 
geben dementsprechend die folgende Erklärung ab: 
Die Regierungen des Vereinigten Königreichs, der Vereinigten Staaten von Amerika, der 
Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken und die Provisorische Regierung der Französi-
schen Republik übernehmen hiermit die oberste Regierungsgewalt in Deutschland, einschließ-
lich aller Befugnisse der deutschen Regierung, des Oberkommandos der Wehrmacht und der 
Regierungen, Verwaltungen oder Behörden der Länder Städte und Gemeinden. Die Übernah-
me zu den vorstehend genannten Zwecken der besagten Regierungsgewalt und Befugnisse 
bewirkt nicht die Annektierung Deutschlands. 
Die Regierungen des Vereinigten Königreichs, der Vereinigten Staaten von Amerika, der 
Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken und die Provisorische Regierung der Französi-
schen Republik werden später die Grenzen Deutschlands oder irgendeines Teiles Deutsch-
lands und die rechtliche Stellung Deutschlands oder irgendeines Gebietes, das gegenwärtig 
einen Teil deutschen Gebietes bildet, festlegen. 
Kraft der obersten Regierungsgewalt und Befugnisse, die die vier Regierungen auf diese Wei-
se übernommen haben, verkünden die Alliierten Vertreter die folgenden Forderungen, die sich 
aus der vollständigen Niederlage und der bedingungslosen Kapitulation Deutschlands ergeben 
und denen Deutschland nachzukommen verpflichtet ist. ...<< 
Die siegreichen Mächte sind aufgrund dieser Deklaration für sämtliche Geschehnisse in ihrer 
Zone verantwortlich. Fragen, die das gesamte Deutsche Reich betreffen, sind gemeinsam und 
einstimmig durch die Mitglieder des alliierten Kontrollrats zu entscheiden. 
Die Berliner Erklärung vom 5. Juni 1945 stellt z.B. eindeutig fest, daß das Deutsche Reich als 
Völkerrechtssubjekt nicht untergehen soll (x151/67).  
Es ist noch immer eine ungelöste staatsrechtliche Frage, ob die Alliierten nach der "militäri-
schen Kapitulation" überhaupt berechtigt waren, die Regierungsgewalt in Deutschland zu ü-
bernehmen oder ob das Deutsche Reich nach wie vor existierte.  
Gemäß Haager Landkriegsordnung blieb das Deutsche Reich von 1871/1919 jedenfalls wei-
terhin völkerrechtlich bestehen, denn es wurde nachweislich nicht annektiert, sondern nur be-
setzt (x063/605).  
Prof. Rudolf Laun (deutscher Staats- und Völkerrechtler) schrieb später z.B. über den Fortbe-
stand des Deutschen Reiches, daß die Siegermächte nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
verpflichtet gewesen wären, die Bestimmungen der Haager Landkriegsordnung gegenüber 
dem geschlagenen Deutschland anzuwenden (x063/604).   
08.06.1945 
Der Londoner "Exchange Telegraph" berichtet über das besetzte Deutschland (x043/75): 
>>Von einem Gebiet innerhalb der Grenzen von 1937 mit 471.000 qkm werden die Russen 
221.000 qkm oder 47 % besetzen. ...  
In der russischen Zone befinden sich 9 von 27 deutschen Städten mit einer Einwohnerzahl von 
mehr als 200.000. Bemerkenswert ist, daß die Russen in ihrer Zone die intakt gebliebene 
Großindustrie des Reiches haben werden und daß Bombenschäden in den von den Russen 
besetzten Provinzen am geringsten sind. Neben einer wesentlich höheren Industriekapazität 
liegt auch die Nahrungsmittelerzeugung in der russischen Zone wesentlich günstiger.<<  
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09.06.1945   
Die sowjetische Besatzungsmacht übernimmt in der SBZ sämtliche Verwaltungsaufgaben. 
Marschall Shukow, Oberbefehlshaber der sowjetischen Besatzungstruppen, läßt am 9. Juni 
1945 die "Sowjetische Administration für Deutschland" (SMAD) errichten. Dieser Apparat 
stellt eine zentrale sowjetische Regierung dar (x009/358).  
Die SMAD setzt danach lokale und regionale deutsche Verwaltungen ein und befiehlt die Er-
richtung von "Deutschen Zentralverwaltungen".  
14.06.1945   
Die tschechoslowakische Regierung fordert von Polen die Abtretung der Gebiete um Glatz, 
Ratibor und das Hultschiner Ländchen (x111/36). 
16.06.1945   
Stalin telegrafiert an US-Präsident Truman und fordert, die US-Truppen ab 1. Juli aus den 
westlichen Gebieten der sowjetischen Besatzungszone (Mitteldeutschland) abzuziehen 
(x116/58).  
Das Statut der Vereinten Nationen wird am 16. Juni 1945 veröffentlicht (x058/377-378): 
>>Kapitel I: Ziele und Grundsätze. 
Artikel 1: Die Ziele der Vereinten Nationen sind:  
1. Internationalen Frieden und internationale Sicherheit aufrechtzuerhalten und zu diesem 
Zwecke: wirksame gemeinsame Maßnahmen zur Verhütung und Beseitigung von Bedrohun-
gen des Friedens und zur Unterdrückung von Angriffshandlungen oder anderen Friedensbrü-
chen zu treffen und auf friedlichem Wege und gemäß den Grundsätzen der Gerechtigkeit und 
des Völkerrechts für die Schlichtung oder Entscheidung zwischenstaatlicher Streitfragen oder 
Regelung möglicherweise zu einem Friedensbruch führender Situationen zu sorgen;  
2. freundschaftliches, auf Achtung für den Grundsatz gleicher Rechte und der Selbstbestim-
mung der Völker beruhende Beziehungen zwischen Nationen herbeizuführen und zu pflegen 
und andere geeignete Maßnahmen zur Stärkung allgemeinen Friedens zu treffen;  
3. Zusammenarbeit der Nationen zu erzielen in der Lösung internationaler, wirtschaftlicher, 
sozialer, kultureller und humanitärer Probleme und bei der Förderung und Unterstützung des 
Respekts für die Grund- und Freiheitsrechte des Menschen für alle, ohne Unterschied der 
Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion; und  
4. ein Mittelpunkt zu sein, von dem aus die Handlungen der Nationen zur Erreichung dieser 
gemeinsamen Ziele in Einklang gebracht werden.  
Artikel 2: Die Organisation und ihre Mitglieder sollen entsprechend den in Artikel 1 festge-
stellten Zielen in ihren Handlungen folgende Grundsätze beobachten:  
1. Die Organisation beruht auf dem Grundsatz gleicher Souveränität aller ihrer Mitglieder.  
2. Um die aus der Mitgliedschaft sich ergebenen Rechte und Rechtsvorteile für alle Mitglieder 
zu sichern, sollen alle Mitglieder die von ihnen gemäß dem gegenwärtigen Pakt übernomme-
nen Verpflichtungen in Treu und Glauben erfüllen.  
3. Alle Mitglieder sollen ihre zwischenstaatlichen Streitigkeiten auf friedlichem Wege auf 
eine solche Weise schlichten, daß internationaler Friede und internationale Sicherheit und Ge-
rechtigkeit nicht gefährdet werden. 
4. Alle Mitglieder sollen in ihren zwischenstaatlichen Beziehungen Androhung oder Anwen-
dung von Gewalt gegen die Unversehrtheit des Gebietes oder politische Unabhängigkeit ir-
gendeines Staates oder sonst irgendeine andere mit den Zielen der Vereinten Nationen unver-
einbare Handlungsweise unterlassen. ... 
Artikel 4:  
1. Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen steht allen anderen friedliebenden Staaten offen, 
welche die in dem gegenwärtigen Pakte enthaltenen Verpflichtungen übernehmen und nach 
Ansicht der Organisation fähig und willig sind, diese Verpflichtungen zu erfüllen. ...<<  
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20.06.1945 
Nach langen Streitereien zwischen Polen und der CSR schaltet sich am 20. Juni 1945 die 
UdSSR ein. Polen muß die im Oktober 1938 besetzten Gebiete in Teschen räumen und an die 
CSR abtreten (x040/288). 
26.06.1945 
In San Francisco unterzeichnen 50 Nationen die Charta der Vereinten Nationen.  
Die Unterschrift der provisorischen polnischen Regierung wird von den Westmächten zu-
nächst nicht anerkannt und muß am 15.10.1945 nachvollzogen werden (x040/289).  
Die UN-Satzung beginnt mit folgenden Worten (x069/202): >>Wir, die Völker der Vereinten 
Nationen, sind entschlossen, die nachfolgenden Generationen vor der Geißel des Krieges zu 
bewahren, der zweimal zu unseren Lebzeiten unsagbares Elend über die Menschen gebracht 
hat, und den Glauben an die fundamentalen Menschenrechte, an die Würde und den Wert der 
menschlichen Person und an die gleichen Rechte von Männern und Frauen und der großen 
wie der kleinen Völker erneut zu bekräftigen und Verhältnisse herzustellen, unter denen Ge-
rechtigkeit und Achtung vor den Verpflichtungen aufrechterhalten werden können, die sich 
aus den Verträgen und anderen Quellen des Völkerrechts ergeben.<< 
Bei dieser Konferenz wird ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die deutschen Vertriebenen 
und Flüchtlinge von der internationalen Flüchtlingsfürsorge ausgeschlossen werden (x024/-
344).  
01.07.1945 
Aufgrund der endgültigen Einteilung der Besatzungszonen räumen die nordamerikanischen 
und britischen Truppen vom 1. Juli bis zum 4. Juli 1945 sämtliche eroberten Gebiete in Meck-
lenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und das gesamte Land Thüringen (x111/41).  
Teile der mitteldeutschen Gebiete (ca. 7,0 Millionen Einwohner) werden bereits seit dem 
21.06.1945 von der sowjetischen Militäradministration (SMAD) verwaltet.  
Während die Berliner in den Westsektoren aufatmen können, beginnt nach dem Einzug der 
Roten Armee für die Mitteldeutschen ein endloser Leidensweg.   
Diese Aufteilung in Besatzungszonen und Abmachungen der Besatzungsmächte verhindern 
zunächst weitere Wanderungsbewegungen in den Westen. 
Churchill kritisiert den Rückzug der Nordamerikaner und Briten aus Mitteldeutschland 
(x111/42): >>Sowjetrußland setzte sich im Herzen Europas fest. Es war für die Menschheit 
ein verhängnisvoller Tag. ...<< 
02.07.1945 
Der tschechoslowakische Ministerpräsident Fierlinger fordert in einer Rundfunkrede die von 
Polen besetzten Glatzer Gebiete (Glatz, Leobschütz und Ratibor). Die polnisch-tschechischen 
Auseinandersetzungen erhalten dadurch neuen Auftrieb (x005/587). 
09.07.1945 
Die SMAD stellt Stettin unter polnische Verwaltung (x111/46). 
17.07.1945 
Die Konferenz von Potsdam beginnt.  
Im Verlauf der Potsdamer Konferenz, die vom 17. Juli bis 2. August 1945 im Schloß Cäcili-
enhof bei Potsdam stattfindet, verhandeln Stalin, Truman, Churchill (bis zur Wahlniederlage 
am 28.07.) und Attlee (ab 29.07.) angeblich über gemeinsame Maßnahmen zur Behandlung 
des Deutschen Reiches und die Schaffung einer neuen Friedensordnung.  
Den beteiligten Konferenzteilnehmern geht es jedoch in erster Linie um Reparationsre-
gelungen, so daß sich die Potsdamer Verhandlungen schnell zum verbissenen Kampf um die 
Kriegsbeute entwickeln. 
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Die Vertreibung der Reichs- und Volksdeutschen aus Ostdeutschland, Polen, der CSR und 
Ungarn wird trotz der langen Verhandlungsdauer nicht mehr ernsthaft diskutiert. Die sog. 
"Umsiedlung" der Deutschen wird lediglich noch zur Kenntnis genommen. 
18.07.1945 
Die dänische Regierung befürwortet die Internationalisierung Südschleswigs und des Nord-
Ostseekanals (x111/51). 
21.07.1945 
Während der Potsdamer Konferenz erwähnt man am 21. Juli 1945 im nordamerikanischen 
Sitzungsprotokoll erstmalig die Umsiedlungsfrage (x128/187): >>... Stalin beharrte darauf, 
daß auf dem Papier diese Gebiete (deutsche Ostprovinzen) zwar zum deutschen Staatsgebiet 
gehörten, in Wirklichkeit aber polnische Gebiete seien, da es in ihnen keine deutsche Be-
völkerung gebe. 
Der Präsident (Truman) bemerkte, daß 9 Millionen Deutsche sehr viel seien. 
Stalin behauptete, daß sie alle geflohen seien. (US-Stabschef Admiral Leahy flüsterte Präsi-
dent Truman ins Ohr: "Die Bolschewiken haben sie alle umgebracht." - x150/12) 
Churchill bemerkte, daß man, wenn dies zutreffe, sich die Möglichkeit überlegen sollte, wie 
man sie in den Gebieten, in die sie geflohen seien, mit Lebensmitteln versorgen könne, da die 
Erzeugung des Gebietes, das sie verlassen hätten, nicht für die Ernährung der deutschen Be-
völkerung zur Verfügung stehe.  
Churchill sagte, daß seinem Vernehmen nach im Rahmen des von der sowjetischen Regierung 
unterbreiteten polnischen Planes ein Viertel der gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche des 
deutschen Gebietes vom Jahre 1937 vom deutschen Gebiet abgetrennt würde, von dem man 
bei der Versorgung mit Lebensmitteln ausgehe. Das sei ungeheuerlich.  
Was die Bevölkerung anbetreffe, so scheine es so zu sein, daß 3 bis 4 Millionen Menschen 
aus dem Gebiet östlich der Curzon-Linie ausgesiedelt würden, die Zahl der aus dem deutschen 
Gebiet auszusiedelnden Bevölkerung vor dem Kriege sich jedoch auf 8,5 (Millionen) belaufen 
habe.  
Es liege auf der Hand, daß es eine schwerwiegende Sache sei, deutsche Bevölkerungsteile 
geschlossen auszusiedeln und das übrige Deutschland mit ihrer Versorgung zu belasten, wenn 
man ihnen die Möglichkeit zur Versorgung mit Lebensmitteln genommen habe. ...  
Stalin sagte, das Gebiet sei von den Polen bewohnt, die die Felder bearbeiteten, und nicht von 
Deutschen. Es sei unmöglich, von den Polen zu verlangen, die Felder zu bearbeiten und die 
Lebensmittel den Deutschen zu geben. ...<< 
US-Präsident Truman erklärt zum Schluß (x150/13): >>Ich kann mich im Hinblick auf die 
Lösung der Reparationsfrage und im Hinblick auf die Versorgung der gesamten deutschen 
Bevölkerung mit Nahrungsmitteln und Kohle nicht mit der Fortnahme des östlichen Teils von 
Deutschland in den Grenzen von 1937 einverstanden erklären.<< 
22.07.1945 
Im Verlauf der Potsdamer Konferenz begründet Churchill nochmals seine Ablehnung, die pol-
nische Westgrenze an die westliche Neiße zu verlegen (x150/13): >>Wir hegen ... einige 
Zweifel moralischer Art, ob eine so große Bevölkerungsumsiedlung wünschenswert ist. Wir 
sind im Prinzip mit einer Umsiedlung einverstanden, jedoch nur in den gleichen Ausmaßen, 
wie die Bevölkerung östlich der Curzon-Linie umgesiedelt wird. Wenn von einer Umsiedlung 
von 8 oder 9 Millionen Menschen die Rede ist, dann halten wir das nicht für richtig.<<  
23.07.1945 
Bei der Potsdamer Konferenz wird die Abtretung von "Königsberg und Umgebung" erörtert. 
Die zurückgebliebene ostpreußische Bevölkerung erwähnt man überhaupt nicht (x150/14). 
24.07.1945 
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Eine polnische Delegation begründet bei der Potsdamer Konferenz die Notwendigkeit der 
Oder-Neiße-Linie. Polen soll ein Staat ohne nationale Minderheiten werden. Das Schicksal 
der Minderheiten wird nicht diskutiert (x150/14).  
Churchill warnt vor der polnischen Expansion nach Westen (x039/229).  
US-Präsident Truman informiert Stalin "beiläufig" über den erfolgreichen Atombombentest in 
Los Alamos, um ihn einzuschüchtern (x116/68). 
29.07.1945 
Die Potsdamer Konferenz wird mit dem unerfahrenen britischen Labour-Chef Premierminister 
Attlee (1883-1967, von 1922-24 Privatsekretär des Labour-Parteiführers, ab 1935 Vorsitzen-
der der Labour-Party, 1945-1951 britischer Ministerpräsident) fortgesetzt.  
Der sowjetische Außenminister Molotow fordert mit allem Nachdruck die Oder und westliche 
Neiße als Polens Westgrenze (x039/229).  
31.07.1945 
Die große deutsche Hafenstadt Stettin, die bisher noch nicht ernsthaft als offizielles Abtre-
tungsobjekt erwähnt worden ist, wird während der Potsdamer Konferenz trotz ihrer Lage 
(westlich der Oder) dem polnischen Territorium zugeordnet.  
Nachdem Stalin die maßlosen sowjetischen Reparationsforderungen reduziert, stimmen die 
sichtlich erschöpften Westalliierten irgendwann gedankenlos und leichtfertig den sowjetisch-
polnischen Gebietsforderungen zu.  
US-Außenminister Byrnes stellt lediglich fest, daß die Festlegung der Oder-Neiße-Linie erst 
nach Abschluß eines Friedensvertrages erfolgen würde und deshalb nicht endgültig sei. Stalin 
bestätigt diese Feststellung (x039/229).  
Nach den Protokollen der US-Delegation bestätigt Präsident Truman zum Schluß (x028/176): 
>>Damit ist die polnische Frage erledigt. ...  
(Stalin): Stettin liegt auf polnischem Territorium. ...  
(Der britische Außenminister Bevin antwortet): Ja, wir sollten die Franzosen verständigen. 
...<< 
02.08.1945 
Die Potsdamer Konferenz wird am 2. August 1945 um 0.30 Uhr beendet. Im Verlauf dieser 
internationalen Konferenz schließen die Alliierten keine völkerrechtlichen Verträge. Es han-
delt sich lediglich um Absprachen bzw. Vereinbarungen zwischen den Siegermächten und den 
Vertreiberstaaten (x150/18-19).  
Mit Verabschiedung der Potsdamer Erklärung werden die jahrhundertealten Grenzen des deut-
schen Volkes beispiellos verändert. Die westlichen Alliierten beginnen gleichzeitig eine "Poli-
tik des Aufschubs" ("policy of postponement"). Die Unbestimmtheiten des Potsdamer Ab-
kommens verursachen nicht nur einen jahrzehntelangen Schwebezustand der künftigen deut-
schen Staatsgrenzen, sondern sie besiegeln außerdem endgültig das Schicksal der Reichs- und 
Volksdeutschen in Ost-Mitteleuropa.  
03.08.1945 
Aufgrund der Potsdamer Beschlüsse tritt die polnische Verwaltung der deutschen Ostgebiete 
und die ostpreußische Teilung in Kraft (x111/55).   
07.08.1945 
Die französische Regierung stimmt den Potsdamer Beschlüssen - mit Ausnahme der Ab-
schnitte, die sich auf die Erhaltung der Einheit Deutschlands beziehen - nachträglich am 
7.08.1945 zu, lehnt es jedoch ab, die französische Besatzungszone für deutsche Flüchtlinge 
und Vertriebene zu öffnen (x040/293, x118/31).  
09.08.1945 
In einem Rundfunkbericht teilt US-Präsident Truman erstmalig offiziell mit, daß der verstor-
bene US-Präsident Roosevelt bereits während der Jalta-Konferenz (04.-11.02.1945) der Ab-
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tretung von ostpreußischen Gebieten an die UdSSR zugestimmt hat (x028/177): >>Das Terri-
torium, das die Polen verwalten sollen, wird Polen ermöglichen, seine Bevölkerung besser zu 
unterhalten. Es wird eine kurze und besser zu verteidigende Grenze zwischen Polen und 
Deutschland schaffen. Von Polen besiedelt, wird es zu einer homogeneren Nation führen.<< 
16.08.1945 
Die UdSSR und Polen schließen ein Grenzabkommen über die gemeinsame "ostpreußische 
Grenze".  
Im Artikel 1 des Grenzvertrages stellt man fest, daß die sowjetisch-polnische Staatsgrenze 
entlang der "Curzon-Linie" verläuft (x111/65).  
Die endgültige Grenzziehung wird jedoch ausdrücklich bis zum Abschluß eines Friedensver-
trages aufgeschoben (x028/178).  
Churchill, der neue Oppositionsführer (ein ehemaliger Befürworter der Vertreibungspolitik), 
beklagt am 16. August 1945 vor dem britischen Unterhaus die Ausweisung der Deutschen aus 
dem "neuen Polen" und der CSR (x028/128,178): >>... Besonders beschäftigen mich in die-
sem Augenblick die Berichte, die uns über die Bedingungen zukommen, unter denen die Ver-
treibung und der Auszug der Deutschen aus dem neuen Polen durchgeführt werden. Vor dem 
Krieg lebten acht bis neun Millionen Menschen in diesen Gebieten. Die polnische Regierung 
sagt, von diesen befänden sich noch 1.500.000, die bisher nicht vertrieben wurden, innerhalb 
der neuen Grenzen. Andere Millionen müssen hinter den britischen und amerikanischen Lini-
en Zuflucht genommen haben, wodurch sie die Lebensmittelknappheit in unserer Zone erhö-
hen. 
Über eine riesige Anzahl fehlt jede Nachricht. Wohin haben sie sich gewandt, was war ihr 
Schicksal? Die gleichen Zustände können sich in veränderter Form bei der Ausweisung einer 
großen Anzahl Sudetendeutscher und anderer Deutscher aus der Tschechoslowakei wiederho-
len.  
Spärliche und vorsichtige Berichte über die Dinge, die vor sich gingen und gehen, sind durch-
gesickert; es ist aber nicht ausgeschlossen, daß eine Tragödie ungeheuren Ausmaßes sich hin-
ter dem Eisernen Vorhang, der Europa gegenwärtig entzweischneidet, abspielt. ...<<  
>>... Ich muß meine persönliche Meinung zu Protokoll geben, daß die Polen zugestandene, 
provisorische Westgrenze, die ... ein Viertel des Ackerlandes ganz Europas umschließt, kein 
gutes Vorzeichen für die künftige Karte Europas ist. ...<< 
20.08.1945 
Außenminister Bevin berichtet im britischen Unterhaus über die Folgen der Potsdamer Konfe-
renz (x028/241): >>Die Frage des endgültigen zukünftigen Gebiets von Polen muß am Ver-
handlungstisch für den Frieden geregelt werden, und ich persönlich sehe die Gefahr - und 
schließe mich damit der von dem sehr ehrenwerten Mitglied für Woodford (Churchill) geäu-
ßerten Ansicht an - daß die Polen zu weit nach Westen geraten.<<  
22.08.1945 
Das sogenannte Potsdamer Protokoll (Mitteilung über die Dreimächte-Konferenz, die vom 17. 
Juli bis zum 2. August 1945 in Potsdam stattfindet) wird am 22. August 1945 veröffentlicht 
(x156/12-14, x028/253-254, x156/14-16, x028/256-258): >>...  
I.  ... Die Konferenz schloß am 2. August 1945. Es wurden wichtige Entscheidungen und Ver-
einbarungen getroffen. Es fand ein Meinungsaustausch über eine Reihe anderer Fragen statt. 
Die Beratung dieser Probleme wird durch den Rat der Außenminister, der durch diese Konfe-
renz geschaffen wurde, fortgesetzt. 
Präsident Truman, Generalissimus Stalin und Premierminister Attlee verlassen diese Konfe-
renz, welche das Band zwischen den drei Regierungen fester geknüpft und die Rahmen ihrer 
Zusammenarbeit und Verständigung erweitert hat, mit einer erneuerten Überzeugung, daß ihre 
Regierungen und Völker, zusammen mit anderen Vereinten Nationen, die Schaffung eines 
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gerechten und dauerhaften Friedens sichern werden.  
II. Die Einrichtung eines Rates der Außenminister 
... 3a. Als eine vordringliche und wichtige Aufgabe des Rates wird ihm aufgetragen, Friedens-
verträge für Italien, Rumänien, Bulgarien, Ungarn und Finnland aufzusetzen, um sie den Ver-
einten Nationen vorzulegen und Vorschläge zur Regelung der ungelösten territorialen Fragen, 
die in Verbindung mit der Beendigung des Krieges in Europa entstehen, auszuarbeiten. Der 
Rat wird zur Vorbereitung einer friedlichen Regelung für Deutschland benutzt werden, damit 
das entsprechende Dokument durch die für diesen Zweck geeignete Regierung Deutschlands 
angenommen werden kann, wenn eine solche Regierung gebildet sein wird. ... 
III. Über Deutschland 
Alliierte Armeen führen die Besetzung von ganz Deutschland durch, und das deutsche Volk 
fängt an, die furchtbaren Verbrechen zu büßen, die unter der Leitung derer, welche es zur Zeit 
ihrer Erfolge offen gebilligt und denen es blind gehorcht hat, begangen wurden. ... 
Der deutsche Militarismus und Nationalsozialismus werden ausgerottet und die Alliierten tref-
fen nach gegenseitiger Vereinbarung in der Gegenwart und in der Zukunft auch andere Maß-
nahmen, die notwendig sind, damit Deutschland niemals mehr seine Nachbarn oder die Erhal-
tung des Friedens in der ganzen Welt bedrohen kann.  
Die Alliierten sind nicht gewillt, das deutsche Volk zu vernichten oder in die Sklaverei zu 
stürzen. Die Alliierten haben vor, dem deutschen Volk eine Möglichkeit zu geben, sich vor-
zubereiten, um zukünftig die Wiederherstellung seines Lebens auf einer demokratischen und 
friedlichen Grundlage zu verwirklichen. Wenn die eigenen Anstrengungen des deutschen 
Volkes unablässig auf die Erreichung dieses Zieles gerichtet sein werden, wird es ihm mög-
lich sein, zu gegebener Zeit einen Platz unter den freien Völkern der Welt einzunehmen. ...  
A. Politische Grundsätze 
1. Entsprechend der Übereinkunft über das Kontrollsystem in Deutschland wird die höchste 
Regierungsgewalt in Deutschland durch die Oberkommandierenden der Streitkräfte der Sozia-
listischen Sowjetrepubliken, der Vereinigten Staaten von Amerika, des Vereinigten Königrei-
ches und der Französischen Republik, welche in ihrer Eigenschaft als Mitglieder des Kontroll-
rats handeln, jeder in seiner Besatzungszone nach den Leitsätzen seiner entsprechenden Re-
gierung sowie gemeinsam in den ganz Deutschland betreffenden Fragen ausgeübt. 
2. Soweit dieses praktisch durchführbar ist, muß die Behandlung der deutschen Bevölkerung 
in ganz Deutschland gleich sein. 
3. Die Ziele der Besetzung Deutschlands, durch welche der Kontrollrat sich leiten lassen soll, 
sind: 
I. Völlige Abrüstung und Demilitarisierung Deutschlands und die Liquidierung der gesamten 
deutschen Industrie, welche für eine Kriegsproduktion benutzt werden kann, oder deren 
Überwachung. ... 
II. Das deutsche Volk ist zu überzeugen, daß es eine militärische Niederlage erlitten hat und 
daß es sich nicht der Verantwortung entziehen kann für das, was es auf sich geladen hat, in-
dem seine eigne mitleidlose Kriegsführung und der fanatische Widerstand der Nazis das deut-
sche Wirtschaftsleben zerstört und Chaos und Elend unvermeidlich gemacht haben. 
III. Die nationalsozialistische Partei mit ihren angeschlossenen Gliederungen und Unterorga-
nisationen sind zu vernichten; alle nationalsozialistischen Ämter sind aufzulösen; es sind Si-
cherheiten dafür zu schaffen, daß sie in keiner Form wieder auferstehen können, jeder nazisti-
schen Propaganda ist vorzubeugen. 
IV. Die endgültige Umgestaltung des deutschen politischen Lebens auf demokratischer 
Grundlage und eine eventuelle friedliche Mitarbeit Deutschlands am internationalen Leben 
sind vorzubereiten. ...<< 
>>... 4. Alle nazistischen Gesetze, welche die Grundlagen für das Hitlerregime geliefert haben 
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oder eine Diskriminierung aufgrund der Rasse, Religion oder politischen Überzeugung errich-
teten, müssen abgeschafft werden. Keine solche Diskriminierung, weder eine rechtliche, noch 
eine administrative oder irgendeiner anderen Art, wird geduldet werden. 
5. Kriegsverbrecher und alle diejenigen, die an der Planung oder Verwirklichung nazistischer 
Maßnahmen, die Greuel oder Kriegsverbrechen nach sich zogen oder als Ergebnis hatten, teil-
genommen haben, sind zu verhaften und dem Gericht zu übergeben. Nazistische Parteiführer, 
einflußreiche Nazianhänger und die Leiter der nazistischen Ämter und Organisationen und 
alle anderen Personen, die für die Besetzung und ihre Ziele gefährlich sind, sind zu verhaften 
und zu internieren. 
6. Alle Mitglieder der nazistischen Partei, welche mehr als nominell an ihrer Tätigkeit teilge-
nommen haben, und alle anderen Personen, die den alliierten Zielen feindlich gegenüberste-
hen, sind aus den öffentlichen oder halböffentlichen Ämtern und von verantwortlichen Posten 
in wichtigen Privatunternehmungen zu entfernen. Diese Personen müssen durch Personen er-
setzt werden, welche nach ihren politischen und moralischen Eigenschaften fähig erscheinen, 
an der Entwicklung wahrhaft demokratischer Einrichtungen in Deutschland mitzuwirken. 
7. Das Erziehungswesen in Deutschland muß so überwacht werden, daß die nazistischen und 
militaristischen Lehren völlig entfernt werden und eine erfolgreiche Entwicklung der demo-
kratischen Ideen möglich gemacht wird. 
8. Das Gerichtswesen wird entsprechend den Grundsätzen der Demokratie und der Gerechtig-
keit auf der Grundlage der Gesetzlichkeit und der Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetz oh-
ne Unterschied der Rasse, der Nationalität und der Religion reorganisiert werden. 
9. Die Verwaltung Deutschlands muß in Richtung auf eine Dezentralisation der politischen 
Struktur und der Entwicklung einer örtlichen Selbstverwaltung durchgeführt werden. Zu die-
sem Zwecke: 
(I) wird die lokale Selbstverwaltung in ganz Deutschland nach demokratischen Grundsätzen 
und zwar durch Wahlausschüsse (Räte), so schnell wie es mit der Wahrung der militärischen 
Sicherheit und mit den Zielen der militärischen Besatzung vereinbar ist, wiederhergestellt. 
(II) sind in ganz Deutschland alle demokratischen politischen Parteien zu erlauben und zu för-
dern mit der Einräumung des Rechtes, Versammlungen einzuberufen und öffentliche Diskus-
sionen durchzuführen. ...  
(IV) wird bis auf weiteres keine zentrale deutsche Regierung errichtet werden. Jedoch werden 
einige wichtige zentrale deutsche Verwaltungsabteilungen errichtet werden, an deren Spitze 
Staatssekretäre stehen, und zwar auf den Gebieten des Finanzwesens, des Transportwesens, 
des Verkehrswesens, des Außenhandels und der Industrie. Diese Abteilungen werden unter 
der Leitung des Kontrollrates tätig sein. 
10. Unter Berücksichtigung der Notwendigkeit zur Erhaltung der militärischen Sicherheit 
wird die Freiheit der Rede, der Presse und der Religion gewährt. Die religiösen Einrichtungen 
sollen respektiert werden. Die Schaffung freier Gewerkschaften, gleichfalls unter Berücksich-
tigung der Notwendigkeit der Erhaltung der militärischen Sicherheit, wird gestattet werden. 
...<< 
>>... B. Wirtschaftliche Grundsätze 
11. Mit dem Ziele der Vernichtung des deutschen Kriegspotentials ist die Produktion von 
Waffen, Kriegsausrüstung und Kriegsmitteln, ebenso die Herstellung aller Typen von Flug-
zeugen und Seeschiffen zu verbieten und zu unterbinden. Die Herstellung von Metallen und 
Chemikalien, der Maschinenbau und die Herstellung anderer Gegenstände, die unmittelbar für 
die Kriegswirtschaft notwendig sind, ist streng zu überwachen und zu beschränken ... Die 
Produktionskapazität, entbehrlich für die Industrie, welche erlaubt sein wird, ist entsprechend 
dem Reparationsplan, ... entweder zu entnehmen oder, falls sie nicht entnommen werden 
kann, zu vernichten. 
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12. In praktisch kürzester Frist ist das deutsche Wirtschaftsleben zu dezentralisieren mit dem 
Ziel der Vernichtung der bestehenden übermäßigen Konzentration der Wirtschaftskraft, dar-
gestellt insbesondere durch Kartelle, Syndikate, Trusts und andere Monopolvereinigungen.  
13. Bei der Organisation des Wirtschaftslebens in Deutschland ist die Hauptaufmerksamkeit 
auf die Entwicklung der Landwirtschaft und der Friedensindustrie für den inneren Bedarf 
(Verbrauch) zu richten. 
14. Während der Besatzungszeit ist Deutschland als ein einziges wirtschaftliches Ganzes zu 
betrachten. ... 
15. Es ist eine alliierte Kontrolle über das deutsche Wirtschaftsleben zu errichten, jedoch nur 
in den Grenzen, die notwendig sind: 
a) zur Erfüllung des Programms der industriellen Abrüstung und Demilitarisierung, der Repa-
rationen und der erlaubten Aus- und Einfuhr, 
b) zur Sicherung der Warenproduktion und der Dienstleistung, die zur Befriedigung der Be-
dürfnisse der Besatzungsstreitkräfte und der verpflanzten Personen in Deutschland notwendig 
sind, und die für die Erhaltung eines mittleren Lebensstandards in Deutschland, der den 
mittleren Lebensstandard der europäischen Länder nicht übersteigt, wichtig sind (Euro-
päische Länder bedeuten alle europäischen Länder mit Ausnahme des Vereinigten König-
reichs und der Sowjetunion) ... 
e) zur Überwachung aller deutschen öffentlichen oder privaten wissenschaftlichen For-
schungs- oder Versuchsanstalten. Laboratorien usw., die mit einer Wirtschaftstätigkeit ver-
bunden sind. 
16. Zur Einführung und Unterstützung der wirtschaftlichen Kontrolle, die durch den Kontroll-
rat errichtet worden ist, ist ein deutscher Verwaltungsapparat zu schaffen. ... Jede deutsche 
Verwaltung, die dem Ziel der Besatzung nicht entsprechen wird, wird verboten. 
... 18. Der Kontrollrat hat entsprechende Schritte zur Verwirklichung der Kontrolle und der 
Verfügung über alle deutschen Guthaben im Auslande zu übernehmen, welche noch nicht un-
ter die Kontrolle der alliierten Nationen, die an dem Kriege gegen Deutschland teilgenommen 
haben, geraten sind. 
19. Nach der Bezahlung der Reparationen sind dem deutschen Volke genügend Mittel zu be-
lassen, um ohne Hilfe von außen zu existieren.  
IV. Reparationen aus Deutschland 
In Übereinstimmung mit der Entscheidung der Krim-Konferenz, daß Deutschland gezwungen 
werden sollte, in größtmöglichem Ausmaß für die Verluste und Leiden, die es den Vereinten 
Nationen verursacht hat, und wofür das deutsche Volk der Verantwortung nicht entgehen 
kann, Ausgleich zu schaffen, wurde folgende Übereinkunft erreicht: 
1. Die Reparationsansprüche der UdSSR sollen durch Entnahmen aus der von der UdSSR be-
setzten Zone in Deutschland und durch angemessene deutsche Auslandsguthaben befriedigt 
werden.  
2. Die UdSSR wird die Reparationsansprüche Polens aus ihrem eigenen Anteil an den Repara-
tionen befriedigen.  
3. Die Reparationsansprüche der Vereinigten Staaten, des Vereinigten Königreiches und der 
anderen zu Reparationsforderungen berechtigten Länder werden aus den westlichen Zonen 
und den entsprechenden deutschen Auslandsguthaben befriedigt werden.  
4. In Ergänzung der Reparationen, die die UdSSR zusätzlich aus den westlichen Zonen erhal-
ten:  
a) 15 % derjenigen verwendungsfähigen und vollständigen industriellen Hauptausrüstung, vor 
allem der metallurgischen, chemischen und Maschinen erzeugenden Industrien, soweit sie für 
die deutsche Friedenswirtschaft unnötig sind und aus den westlichen Zonen Deutschlands im 
Austausch für einen entsprechenden Wert an Nahrungsmitteln, Kohle, Pottasche, Zink, Holz, 
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Tonprodukten, Petroleumprodukten und solchen anderen Waren entnommen werden soll, über 
die noch eine Vereinbarung getroffen werden mag. 
b) 10 % derjenigen industriellen Hauptausrüstung, die für die deutsche Friedenswirtschaft un-
nötig ist und aus den westlichen Zonen zu entnehmen und auf Reparationskonto an die So-
wjetregierung zu übertragen ist ohne Bezahlung oder Gegenleistung irgendwelcher Art. ... 
8. Die Sowjetregierung verzichtet auf alle Ansprüche bezüglich der Reparationen aus Anteilen 
an deutschen Unternehmungen, die in den westlichen Besatzungszonen in Deutschland gele-
gen sind. Das gleiche gilt für deutsche Auslandsguthaben in allen Ländern mit Ausnahme der 
weiter unten in § 9 gekennzeichneten Fälle. 
9. Die Regierungen der USA und des Vereinigten Königreiches verzichten auf ihre Ansprüche 
im Hinblick auf Reparationen hinsichtlich der Anteile der deutschen Unternehmen, die in der 
östlichen Besatzungszone in Deutschland gelegen sind. Das gleiche gilt für deutsche Aus-
landsguthaben in Bulgarien, Finnland, Ungarn, Rumänien und Ost-Österreich. 
10. Die Sowjetunion erhebt keine Ansprüche auf das von den alliierten Truppen in Deutsch-
land erbeutete Gold. ...<< 
>>... VI. Stadt Königsberg und das anliegende Gebiet 
... Die Konferenz hat grundsätzlich den Vorschlag der Sowjetregierung hinsichtlich der end-
gültigen Übergabe der Stadt Königsberg und der anliegenden Gebiete an die Sowjetunion ... 
zugestimmt, wobei der genaue Grenzverlauf einer sachverständigen Prüfung vorbehalten 
bleibt.  
Der Präsident der USA und der britische Premierminister haben erklärt, daß sie den Vorschlag 
bei der bevorstehenden Friedensregelung unterstützen werden. ... 
IX. Polen 
... Hinsichtlich der Polnischen Provisorischen Regierung der Nationalen Einheit definieren sie 
ihre Haltung in der folgenden Feststellung: 
... Die Regierungen der Vereinigten Staaten und Großbritanniens haben Maßnahmen zum 
Schutze der Interessen der Polnischen Provisorischen Regierung der Nationalen Einheit als 
der anerkannten Regierung des polnischen Staates hinsichtlich des Eigentums getroffen, das 
dem polnischen Staate gehört, in ihren Gebieten liegt und unter ihrer Kontrolle steht, unab-
hängig davon, welcher Art dieses Eigentum auch sein mag.  
Sie haben weiterhin Maßnahmen zur Verhinderung einer Übereignung derartigen Eigentums 
an Dritte getroffen. ... 
b) Bezüglich der Westgrenze wurde folgendes Abkommen erzielt: 
In Übereinstimmung mit dem bei der Krim-Konferenz erzielten Abkommen haben die Häup-
ter der drei Regierungen die Meinungen der Polnischen Provisorischen Regierung der Natio-
nalen Einheit hinsichtlich des Territoriums im Norden und Westen geprüft, das Polen erhalten 
soll. Der Präsident des Nationalrates Polens und die Mitglieder der Polnischen Provisorischen 
Regierung der Nationalen Einheit sind auf der Konferenz empfangen worden und haben ihre 
Auffassungen in vollem Umfange dargelegt.  
Die Häupter der drei Regierungen bekräftigen ihre Auffassung, daß die endgültige Festlegung 
der Westgrenze Polens bis zu der Friedenskonferenz (Bildung einer deutschen Zentralregie-
rung) zurückgestellt werden soll (eine Formulierung, die sich von der Verfügung Art. VI des 
Abkommens deutlich unterschied).   
Die Häupter der drei Regierungen stimmen darin überein, daß bis zur endgültigen Festlegung 
der Westgrenze Polens die früher deutschen Gebiete östlich der Linie, die von der Ostsee un-
mittelbar westlich von Swinemünde und von dort die Oder entlang bis zur Einmündung der 
westlichen (Lausitzer) Neiße und die westliche Neiße entlang bis zur tschechoslowakischen 
Grenze verläuft, einschließlich des Teiles Ostpreußens, der nicht unter die Verwaltung der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken ... gestellt wird, und einschließlich des Gebietes 
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der Freien Stadt Danzig unter die Verwaltung des polnischen Staates kommen und in dieser 
Hinsicht nicht als Teil der sowjetischen Besatzungszone in Deutschland betrachtet werden 
sollen.  
XIII. Ordnungsgemäße Überführung deutscher Bevölkerungsteile 
Die Konferenz erzielte folgendes Abkommen über die Ausweisung aus Polen, der Tschecho-
slowakei und Ungarn: 
Die drei Regierungen haben die Frage unter allen Gesichtspunkten beraten und erkennen an, 
daß die Überführung der deutschen Bevölkerung oder Bestandteile derselben, die in Polen, 
der Tschechoslowakei und Ungarn zurückgeblieben sind, nach Deutschland durchgeführt 
werden muß. Sie stimmen darin überein, daß jede derartige Überführung, die stattfinden wird, 
in ordnungsgemäßer und humaner Weise erfolgen soll. 
Da der Zustrom einer großen Zahl Deutscher nach Deutschland die Lasten vergrößern würde, 
die bereits auf den Besatzungsbehörden ruhen, halten sie es für wünschenswert, daß der alli-
ierte Kontrollrat in Deutschland zunächst das Problem unter besonderer Berücksichtigung der 
Frage einer gerechten Verteilung dieser Deutschen auf die einzelnen Besatzungszonen prüfen 
soll. Sie beauftragen demgemäß ihre jeweiligen Vertreter beim Kontrollrat, ihren Regierungen 
so bald wie möglich über den Umfang zu berichten, in dem derartige Personen schon aus Po-
len, der Tschechoslowakei und Ungarn nach Deutschland gekommen sind, und eine Schät-
zung über Zeitpunkt und Ausmaß vorzulegen, zu dem die weiteren Überführungen durchge-
führt werden könnten, wobei die gegenwärtige Lage in Deutschland zu berücksichtigen ist. 
Die tschechoslowakische Regierung, die Polnische Provisorische Regierung und der Alliierte 
Kontrollrat in Ungarn werden gleichzeitig von Obigem in Kenntnis gesetzt und ersucht wer-
den, inzwischen weitere Ausweisungen der deutschen Bevölkerung einzustellen, bis die be-
troffenen Regierungen die Berichte ihrer Vertreter an den Kontrollausschuß (Verteilung auf 
die einzelnen Besatzungszonen) geprüft haben. ... 
Unterzeichnet: J. Stalin - Harry S. Truman - C. R. Attlee.  
2. August 1945.<<  
General de Gaulle fordert am 22.08.1945 in Washington die Abtrennung des Rheinlandes und 
die Angliederung des Saargebietes an Frankreich sowie die internationale Verwaltung des 
Ruhrgebietes (x111/67). 
09.09.1945 
Ministerpräsident de Gaulle fordert am 9. September 1945 während einer Pressekonferenz die 
Abtrennung des Rheinlands (x156/32-33): >>Gemäß den Beschlüssen von Potsdam wurde 
Deutschland im Osten, nicht aber im Westen amputiert. Der Strom der deutschen Vitalität 
richtet sich damit nach Westen. Eines Tages könnte sich auch die deutsche Aggressivität ge-
gen Westen wenden. Deshalb muß im Westen eine Regelung gefunden werden, die ein Ge-
gengewicht zu jener im Osten darstellt.  
Die Schlüsselzonen sind das Rheinland und das Ruhrgebiet. Für jede sollte eine Sonderrege-
lung ausgearbeitet werden. Das Rheinufer, d.h. das linke Rheinufer, stellt ein Grenzland dar, 
das Köln einschließt und sich bis zur Schweizer Grenze ausdehnt.  
Die militärische Sicherheit Frankreichs, Belgiens, Hollands und Großbritanniens erfordert die 
Unterstellung des Rheinlands unter ihre gemeinsame strategische und politische Kontrolle. Sie 
erfordert, daß es ein für allemal vom deutschen Staat in solcher Weise abgetrennt wird, daß 
seine Bewohner wissen, daß ihre Zukunft nicht in Deutschland liegt. Die Aufgabe des Rhein-
lands durch Frankreich war das Vorspiel zu diesem Kriege. ...<< 
19.09.1945   
General Eisenhower proklamiert am 19. September 1945 in der US-Zone die Gründung der 
Länder Groß-Hessen, Württemberg-Baden und Bayern (x114/2.101): >>An das Deutsche 
Volk in der Amerikanischen Zone!  
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Ich, General Dwight D. Eisenhower, Oberbefehlshaber der Amerikanischen Streitkräfte in 
Europa, erlasse hiermit folgende Proklamation.  
Artikel I 
Innerhalb der Amerikanischen Besatzungszone werden hiermit Verwaltungsgebiete gebildet, 
die von jetzt ab als Staaten bezeichnet werden: Jeder Staat wird eine Staatsregierung haben. 
Die folgenden Staaten werden gebildet: Groß-Hessen umfaßt Kurhessen und Nassau ... und 
Hessen-Starkenburg, Oberhessen und den östlich des Rheines belegenen Teil von Rheinhes-
sen.  
Württemberg-Baden umfaßt die Kreise Aalen, Backnang ... und Pforzheim Stadt und Land.  
Bayern umfaßt ganz Bayern, wie es 1933 bestand, ausschließlich des Kreises Lindau. ...<< 
02.10.1945 
Bei der "Londoner Konferenz" (vom 10.09. bis zum 2.10.1945) verlangt der französische Au-
ßenminister die Abtrennung des Rhein-Ruhr-Gebietes (x101/11). 
13.10.1945   
Die "United Press" berichtet am 13. Oktober 1945 über französische "Deutschlandpläne" und 
die Behandlung der deutschen Kriegsgefangenen (x043/119): >>General de Gaulle nahm in 
seiner Pressekonferenz ... zu verschiedenen internationalen Problemen Stellung.  
Über die "deutsche Frage" führte er unter anderem aus:  
"Ich will, daß niemals wieder ein Deutsches Reich gebildet wird. Frankreich will keine deut-
schen Gebiete annektieren, doch wünscht die französische Regierung für die Zukunft eine 
Aufteilung Deutschlands in verschiedene Einzelstaaten." 
Ein Journalist lenkte die Aufmerksamkeit de Gaulles auf die Berichte, daß die deutschen 
Kriegsgefangenen von den Franzosen schlecht behandelt würden, worauf der französische 
Staatschef erwiderte:  
"Im Rahmen des französisch-amerikanischen Abkommens wurden 1.100.000 deutsche 
Kriegsgefangene den Franzosen für den Einsatz bei Wiederaufarbeiten übergeben. Von diesen 
waren einige Tausend in einem derart beklagenswerten Gesundheitszustand, daß wir mit den 
nordamerikanischen Behörden jetzt über ihre Rückkehr nach Deutschland verhandeln. Die 
deutschen Kriegsgefangenen, die in Frankreich arbeiten, erhalten dieselben Rationen, wie die 
französischen Arbeiter. Jenen, die Grubenarbeit zu verrichten haben, werden französische 
Schwerarbeiterrationen zugeteilt. 
Es ist die Ansicht der französischen Regierung, daß alle Kriegsgefangenen menschlich und 
strikt nach den Bestimmungen der Genfer Konvention behandelt werden müssen. Wir stehen 
in sehr enger Zusammenarbeit mit dem Internationalen Roten Kreuz."...<< 
13.11.1945 
Die polnische Regierung erläßt am 13. November 1945 ein Dekret über die Verwaltung der 
Wiedergewonnenen Gebiete (x003/95-96): >>... Art. 1. Solange es die außerordentlichen Be-
dürfnisse erfordern, wird für eine Übergangszeit ein Ministerium für die Wiedergewonnenen 
Gebiete gebildet. 
Art. 2. Die Tätigkeit des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebiete erstreckt sich auf 
die westlich und nördlich der Staatsgrenzen von 1939 gelegenen Gebiete. 
Zum Aufgabenbereich des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebiete gehören: 
a) die Ausarbeitung von Richtlinien für die Staatspolitik in den Wiedergewonnenen Gebieten 
sowie eines Planes für ihre Bewirtschaftung und die Überwachung seiner Ausführung,  
b) die Durchführung einer planmäßigen Ansiedlungsaktion,  
c) die Versorgung der Bevölkerung mit Gütern, die ihre wirtschaftlichen Bedürfnisse befriedi-
gen,  
d) die Verwaltung des ehemals deutschen Vermögens,  
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e) die Verwaltung der Wiedergewonnenen Gebiete, wobei der Zuständigkeit des Ministers für 
die Wiedergewonnenen Gebiete alle Angelegenheiten unterstehen, welche außerhalb dieser 
Gebiete zur Zuständigkeit des Ministers für Öffentliche Verwaltung gehören ...  
Art. 7. In den Wiedergewonnenen Gebieten üben die Wojewoden und Starosten - jeder in sei-
nem Verwaltungsbereich - die oberste Leitung aller Zweige der staatlichen Verwaltung aus 
(Art. 2) und haben das Recht in diesem Bereich allen Behörden, Ämtern und amtlichen Orga-
nen innerhalb des in Art. 2 bezeichneten Aufgabenbereichs des Ministers für die Wiederge-
wonnenen Gebiete Dienstanweisungen zu erteilen. ...<< 
Das Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete ist auch für die planmäßige Ansiedlung 
von Polen zuständig. 
19.11.1945 
Nach polnisch-sowjetischen Sonderverhandlungen besetzen polnische Truppen die westlichen 
Oder-Gebiete um Stettin, Pölitz und Swinemünde (x039/229).  
04.12.1945 
Das französische Kabinett verlangt für ihre Zustimmung zur Errichtung einer deutschen Zen-
tralregierung die Abtretung des Rheinlandes und des Ruhrgebietes (x111/110). 
12.12.1945 
Der französische Außenminister Bidault erklärt während einer Pressekonferenz, daß man der 
Errichtung einer deutschen Zentralregierung nur zustimmen könnte, wenn man das Rheinland 
und das Ruhrgebiet vom Deutschen Reich abtrennen würde (x111/113). 
 


